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Einleitung

Die Aufnahme einer Berufsausbildung spielt nicht nur fur die persénliche oder
berufliche Entwicklung sowie fur Fragen gesellschaftlicher Teilhabe von jungen
Geflluchteten eine wichtige Rolle. Sie stellt vor allem auch bei einem unsicheren
Aufenthaltsstatus eine mégliche aufenthaltsrechtliche Bleibeperspektive dar. Ne-
ben dem Schutz vor Abschiebung wahrend der Ausbildung ermdglicht die Ausbil-
dungsduldung perspektivisch die Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis und einen
sog. ,Spurwechsel” in die Erwerbsmigration.?

Das Rechtsinstitut der Ausbildungsduldung wurde erstmalig im August 2015
in das AufenthG aufgenommen.? Auf diese Weise sollte sichergestellt werden,
dass Berufsausbildungen im Duldungsstatus aufgenommen und vor allem auch
abgeschlossen werden kdonnen, unabhangig davon, ob die urspringlichen Dul-
dungsgrinde zwischenzeitlich weggefallen sind.® Fur einen Rechtsanspruch auf
Erteilung einer Ausbildungsduldung mussen alle Voraussetzungen des § 60c Auf-
enthG vorliegen und durfen keine der aufgefihrten Versagungsgrunde ersichtlich
sein.

Die ungeklarte Identitat der antragstellenden Person innerhalb der gesetzlichen
Fristen stellt grundsatzlich einen solchen Versagungsgrund dar. Hierbei kommt es
nach den gesetzlichen Regelungen darauf an, ob die antragstellenden Personen
innerhalb der Frist alle erforderlichen und zumutbaren Mitwirkungshandlungen
unternommen haben. Ist das nicht der Fall oder gelingt eine Identitatsklarung
nicht, kommt nur noch eine Ermessensentscheidung der Auslanderbehdrde Uber
die Erteilung einer Ausbildungsduldung in Betracht. Durch die individuellen Ab-
ldufe und Besonderheiten jedes Herkunftslands bei der Ausstellung von Passen
oder Passersatzdokumenten, die konkreten Lebensverhaltnisse im Herkunfts-
land und die Fluchtsituation der antragstellenden Person ist die Klarung der

1 §19d Abs. 1a AufenthG.
2 Gesetz zur Neubestimmung des Bleiberechts und der Aufenthaltsbeendigung vom 27.7.2015 (BGBI. | 1386).
3 BT-Drs. 18/5420, S. 27.
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Identitat jedoch vielfach nur schwer oder nicht méglich. Dies gilt umso mehr fur
unbegleitete Minderjahrige, die ihre rechtliche Identitat Gber ihre Eltern erhalten
und im Regelfall nicht die Moglichkeit haben, sich ihre rechtliche Identitat selbst
zu ,beschaffen”. Sie sind auf die Aussagen und Angaben der Eltern angewiesen.
Die Erflillung dieser Voraussetzung ist flr unbegleitete Minderjahrige damit in
besonderer Weise schwierig.

Haufig stehen deshalb die Identitatsklarung oder die erforderlichen und zumut-
baren Mitwirkungshandlungen zur Identitatsklarung oder die Ermessenserwa-
gungen hierzu im Mittelpunkt des Verfahrens bei der Auslanderbehérde, wenn
es um die Erteilung der Ausbildungsduldung geht. Hier setzt die Arbeitshilfe an:
Zunéchst gibt diese einen kurzen Uberblick Giber die Regelungen zu den Voraus-
setzungen fur die Erteilung der Ausbildungsduldung und erlautert den Zusam-
menhang zum Erfordernis der Identitatsklarung (Kapitel 2). Im Anschluss geht
die Arbeitshilfe folgenden Fragen nach:

e Was ist unter der Identitatsklarung zu verstehen? (Kapitel 3.1)

¢ Welche Bemuhungen bei der Identitatsklarung sind fur die betroffenen
Personen zumutbar (Kapitel 3.2) und wie kann eine Dokumentation
solcher BemUhungen aussehen? (Kapitel 3.3)

e Wie sind flr die Gruppe der unbegleiteten Minderjahrigen die Kindes-
wohlinteressen bei der Ermessensentscheidung Uber die Erteilung
einer Ausbildungsduldung zu berucksichtigen? (Kapitel 4)
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Die Ausbhildungsduldung
(§ 60c AufenthG)

Uberblick iiber die Regelung zur Ausbildungsduldung

Seit dem 1. Januar 2020 bietet die Regelung zur Ausbildungsduldung zwei unter-
schiedliche Wege an: Sie unterscheidet zwischen Personen, die bereits wahrend
des Asylverfahrens erlaubt eine Berufsausbildung aufgenommen haben,* und
solchen, die erst im Status der Duldung eine Berufsausbildung aufnehmen.® Fir
diejenigen, die erst im Status der Duldung eine Berufsausbildung aufnehmen,
gilt eine Wartefrist bis zur moglichen Antragstellung von insgesamt drei Mona-
ten.® Den Auslanderbehdérden soll nach dem Willen des Gesetzgebers in diesem
dreimonatigen ,Vorduldungszeitraum® die Moglichkeit er6ffnet werden, gegebe-
nenfalls eine Abschiebung der betroffenen Person durchzufiihren.”

Fir beide beschriebenen Wege gilt, dass die betroffenen jungen Geflichteten
eine qualifizierte Berufsausbildung in einem staatlich anerkannten oder ver-
gleichbar geregelten Ausbildungsberuf in Deutschland aufnehmen oder aufge-
nommen haben.® Eine qualifizierte Berufsausbildung im Sinne dieses Gesetzes
liegt vor, wenn es sich um eine Berufsausbildung in einem staatlich anerkannten
oder vergleichbar geregelten Ausbildungsberuf handelt, fur den nach bundes-
oder landesrechtlichen Vorschriften eine Ausbildungsdauer von mindestens zwei
Jahren festgelegt ist.° Es muss nicht die erste Berufsausbildung flr die betref-
fende Person sein, vielmehr kann sie im Herkunftsland bereits eine qualifizierte
Berufsausbildung in einem anderen Ausbildungsberuf absolviert haben.*®

§ 60c Abs. 1 Nr. 1 AufenthG.

§ 60c Abs. 1 Nr. 2 AufenthG.

§ 60c Abs. 2 Nr. 2 AufenthG.

Hundt, JAmt 2020, 489, 490 m. w. N.

§ 60c Abs. 1 Nr. 1 Buchst. a, Nr. 2 AufenthG.
§ 2 Abs. 12a AufenthG.

10 BVerwG, NVWZ-RR 2020, 996.

© 00 N O 0o b
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Daneben ist die Ausbildungsduldung auf Ausbildungen in staatlich anerkannten
oder vergleichbar geregelten Assistenz- und Helfer*innen berufen erweitert wor-
den. Voraussetzung ist, dass in diesen Fallen eine qualifizierte Berufsausbildung
in einem Mangelberuf anschlussfahig ist und hierflr bereits eine Ausbildungszu-
sage des Ausbildungsbetriebs oder der Bildungseinrichtung vorliegt.**

Neben diesen positiven Voraussetzungen fur einen Rechtsanspruch auf Er-
teilung einer Ausbildungsduldung enthalt die Rechtsvorschrift eine detaillierte
Aufzahlung moglicher Ausschlusstatbestande®?, worunter auch die fehlende
Identitatsklarung fallt.*® Nach der gesetzlichen Begriindung!* soll sich dieser Aus-
schlussgrund daraus rechtfertigen, dass die Ausbildungsduldung perspektivisch
die Grundlage fir den Wechsel in eine Aufenthaltserlaubnis darstellen kann, fur
welche die Identitat geklart sein muss.®

11 8§ 60c Abs. 1 Nr. 1 Buchst. b AufenthG.

12 §60c Abs. 1 Nr. 2 AufenthG.

13 §60c Abs. 2 Nr. 2 AufenthG.

14 Hundt, JAmt 2020, 489, 490 m. w. N.

15 §60c Abs. 1 Nr. 1 Buchst. a, Nr. 2 AufenthG.
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Identitatsklarung und Ausbildungsduldung

Zwingende Voraussetzung flur einen Rechtsanspruch auf eine Ausbildungsdul-
dung ist — positiv ausgedruckt — die Klarung der Identitat. Nach dieser Rege-
lung ist der Rechtsanspruch auf Erteilung der Ausbildungsduldung im Ausgangs-
punkt mithin so lange ausgeschlossen, wie die Identitat objektiv nicht geklart ist.
Dies gilt erst einmal unabhangig davon, ob eine Klarung Uberhaupt moglich ist
oder die antragstellende Person (weiter) zu einer solchen beitragen kann. Hinzu
kommt, dass die Klarung der Identitat allein noch nicht ausreicht, sondern sie
muss innerhalb bestimmter vom Gesetz vorgegebener Fristen erfolgen:

e Bei Einreise bis 31.12.2016: bis zur Beantragung
der Ausbildungsduldung.

e Bei Einreise zwischen 1.1.2017 und 31.12.2019:
bis zur Beantragung der Ausbildungsduldung,
spatestens jedoch bis 30.6.2020.

* Bei Einreise ab 1.1.2020: innerhalb von sechs Monaten.

Mafgeblich fur den Beginn der Frist ist das Datum der Einreise, nicht das Datum
des Asylbegehrens oder des Asylantrags.'®

ik

Welches Datum als Einreisedatum herangezogen wird, ist je nach Bun-
desland unterschiedlich geregelt. In Berlin gilt beispielsweise das im
Auslanderzentralregister gespeicherte Datum der Ersteinreise als maf3-
geblich.Y

16 BT-Drs. 19/8286, S. 15.
17 Verfahrenshinweise zum Aufenthalt in Berlin (VAB), Stand: 27.09.2021, § 60c 2.3.2.
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Die Frist gilt allerdings auch dann als gewahrt, wenn die betroffene Person inner-
halb der genannten Frist alle erforderlichen und ihr zumutbaren MafRnahmen flr
die Identitatsklarung ergriffen hat und die Identitat erst nach dieser Frist geklart
werden kann, ohne dass die betroffene Person dies zu vertreten hat.®®* Wenn
also die Identitatsklarung erst nach Fristablauf erfolgt und die betreffende Per-
son fristgerecht alle erforderlichen und zumutbaren Mitwirkungshandlungen er-
griffen und die verspatete Identitatsklarung nicht zu vertreten hat, kann dennoch
ein gebundener Rechtsanspruch auf eine Ausbildungsduldung entstehen. Mithin
kommt es mafdgeblich auf Erforderlichkeit und Zumutbarkeit der Mitwirkungs-
handlungen innerhalb der gesetzlichen Frist ebenso wie auf Verschuldensaspek-
te an.

Gelingt es den betroffenen Personen hingegen gar nicht, ihre Identitat zu kla-
ren, scheidet ein Rechtsanspruch auf die Ausbildungsduldung aus. Der Rech-
tanspruch auf Erteilung einer Ausbildungsduldung wird also auf einen moglichen
Ermessensanspruch herabgestuft.!® In den Féllen, in denen die betreffende Per-
son alle erforderlichen und zumutbaren MafRnahmen fur die Identitatsklarung
ergriffen hat und dennoch die Klarung der Identitat nicht herbeigefihrt werden
konnte, ist nach § 60c Abs. 7 AufenthG die Erteilung der Ausbildungsduldung im
Ermessen der Auslanderbehérde maoglich.

Dartber hinaus erfasst der Ermessensanspruch aber auch die Falle, in denen die
Mitwirkungspflichten erst nach Ablauf der gesetzlich bestimmten Fristen erfillt
werden, dann aber zur Identitatsklarung fihren.2° 2!

Personen, deren Asylverfahren noch nicht rechtskraftig abgeschlossen ist, sind
zwar verpflichtet, einen vorhandenen Pass (-ersatz) sowie Urkunden und sonsti-
gen Unterlagen, die von Relevanz flr das Asylbegehren sein kdnnen, dem Bun-
desamt fUr Migration und Flichtlinge (BAMF) vorzulegen und zu Uberlassen.??

18 §60c Abs. 2 Nr. 3, zweiter Halbs. AufenthG.

19 §60c Abs. 7 AufenthG.

20 Decker/Bader/Kothe, BeckOK Migrations- und Integrationsrecht, § 60c Rn. 47.
21 Vgl. OVG Berlin-Brandenburg, Beschluss vom 09.07.2020 - OVG 3 M 129/20.
22 §15Abs. 2 Nr. 4 und 5 AsylG
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Im Gegensatz zu Personen mit einer Duldung, besteht hier jedoch keine Ver-
pflichtung, an der Beschaffung von Identitatspapieren mitzuwirken. Die Frist zur
Klarung der Identitat gilt in diesem Fall als gewahrt, wenn die antragstellende
Person nach rechtskraftigem Abschluss ihres Asylverfahrens und den in Buch-
staben a) bis ¢) genannten Fristen die erforderlichen und zumutbaren Mafinah-
men zur Identitatsklarung ergreift und die Identitat dadurch geklart wird. Anders
gesprochen:

Hier ersetzt das Datum des rechtskraftigen Abschlusses des Asylverfahrens das
Einreisedatum.?

Die besondere Situation von Minderjahrigen findet teilweise durch die Auslander-
behdérden Berlcksichtigung. So gilt beispielsweise fur Minderjahrige in Berlin die
Frist als gewahrt, wenn diese nach Volljahrigkeit und den in § 60c Abs. 2 Nr. 3
AufenthG genannten Fristen die erforderlichen und zumutbaren Maf3nahmen zur
Identitatsklarung ergreifen und die ldentitat innerhalb von 6 Monaten geklart
wird.?* Bei Minderjahrigen in Brandenburg kann von den in §60c Abs.2 Nr.3 Auf-
enthG genannten Fristen zur Identitatsklarung abgesehen werden bzw. ist ,vom
Ermessen des §60c¢ Abs.7 [...] auch positiv Gebrauch zu machen, wenn es dem
Auslander mangels Handlungsfahigkeit z.B. als Minderjahriger nicht zuzumuten
ist, MaBnahmen flr die Identitatsklarung zu ergreifen“.2526

Nichtsdestotrotz ist es durch die Fristgebundenheit der Mitwirkungshandlungen
dringend erforderlich, dass das Thema der Identitatsklarung so frih wie moglich
mit den jungen Geflichteten erdrtert und bearbeitet wird.

23 Verfahrenshinweise zum Aufenthalt in Berlin (VAB), Stand: 27.09.2021, § 60c 2.3.2.

24 Verfahrenshinweise zum Aufenthalt in Berlin (VAB), Stand: 27.09.2021, § 60c 2.3.2.

25 Allgemeine Weisung Nr. 04/2021 im Aufenthaltsrecht.

26 Anwendungshinweise des BMI zum Gesetz liber Duldung bei Ausbildung und Beschaftigung,
Stand 11.11.2021, 60c.7
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Identitatsklarung

Was ist unter Identitatsklarung zu verstehen?

Die Identitat einer Person (im rechtlichen Sinne) wird durch tatsachliche und
rechtliche Daten, wie Name, Vorname, Geburtsdatum, Geburtsort bestimmt, die
der betreffenden Person zuzuordnen sind.?” 28 Vor allem werden in Deutschland
Ublicherweise zur Feststellung der Person die Namen und das Geburtsdatum ver-
wendet. Einer Identitatsklarung steht damit nicht entgegen, dass einzelne Hilfs-
merkmale nicht bekannt sind, ohne dass Verwechselungsgefahr besteht, wie
etwa ein Geburtsname, der Geburtsort oder eine offizielle lateinische Umschrift
des Namens.?®

Ohne weiteres geklart ist die Identitat in der Regel bei Vorlage eines anerkannten
Passes oder Passersatzes.*° Dieser muss aber nicht unbedingt giiltig sein. Denn
der Gesetzgeber hat sich fir den Anspruch auf Erteilung der Ausbildungsduldung
bewusst entschieden, die Erfillung der Passpflicht nicht zur Voraussetzung zu
machen, sondern verlangt ausschlieflich die geklarte Identitat.® Die |dentitat
kann in Fallen, in denen kein Pass oder anderes Identitdtsdokument mit Lichtbild
vorliegt, auch durch andere geeignete Mittel nachgewiesen werden. Geeignet
sind amtliche Dokumente aus dem Herkunftsstaat, die biometrische Merkmale
und Angaben zur Person enthalten und die Méglichkeit der Identifizierung bieten.
Beispiele hierfur sind ein Fuhrerschein, ein Dienstausweis oder eine Personen-
standsurkunde mit Lichtbild.3? Kénnen diese nicht vorgelegt werden, so konnen

27 OVG Berlin-Brandenburg, Urteil vom 19.3.2012 - OVG 3 B 15.11, BeckRS 2012, 51105.

28 VGH Mannheim, Urteil vom 30.7.2014 - 11 S 2450/13, Beck 2014, 56397 (Rn. 30).

29 Kluth/Heusch, BeckOK Auslénderrecht, § 5 AufenthG, Rn. 2.8 § 60c Abs. 1 Nr. 1 Buchst. a, Nr. 2 AufenthG.
30 VGH Miinchen, Beschl. vom 02.06.2020 - 10 CE 20.931, 10 C 20.934, BeckRS 2020, 14523, Rn. 14.

31 Vgl. Decker/Bader/Kothe, BeckOK Migrations- und Integrationsrecht, § 60c Rn. 37.

32 BT-Drs. 19/8286, 15.



auch geeignete amtliche Dokumente aus dem Herkunftsstaat ohne biometrische
Merkmale zum Nachweis in Betracht kommen, wie beispielsweise eine Geburts-
urkunde, Heiratsurkunde, Meldebescheinigung, Schulzeugnisse oder Schulbe-

scheinigungen. Dies gilt auch fur elektronisch abgelegte ldentitdtsdokumente
mit Lichtbild.
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Was ist zumutbar?

Hinsichtlich der Zumutbarkeit und Erforderlichkeit individueller MaSnahmen fin-
den sich weder in der Vorschrift zur Ausbildungsduldung, noch in vergleichbaren
alternativen Aufenthaltstiteln3® konkrete Vorgaben, weshalb auf die allgemeinen
Regelungen abzustellen ist. Grundsatzlich sind auch minderjahrige Gefliichtete
verpflichtet, an ihrer ldentitatsklarung mitzuwirken. So ist aktuell eine erken-
nungsdienstliche Behandlung (Lichtbild und Fingerabdriicke) sowie eine Uber-
prufung der Sprachherkunft bei gefllichteten Minderjahrigen ab 6 Jahren recht-
lich verpflichtend.?* Zudem missen sie wie alle anderen auch im Rahmen der
Mitwirkungspflichten3® ihre Identitat mithilfe eines Passes, Ausweises oder sons-
tigem Ausweisdokument mit Lichtbild oder anderen geeigneten Dokumenten
nachweisen. Ist das nicht moéglich, mussen sie sich gegebenenfalls um die Be-
schaffung von Identitatspapieren bemuhen. Dazu gehort, dass die Betroffenen
beispielsweise ihre Botschaften kontaktieren und sich um die Ausstellung von
Identitatspapieren bemihen, mit staatlichen Stellen im Herkunftsland Kontakt
aufnehmen oder auch Familienangehorige im Herkunftsland einschalten, sofern
es noch dort lebende Verwandte gibt. Das gleiche gilt flir sogenannte Vertrauens-
anwalt*innen im Herkunftsland.

L

Bei der Beschaffung von sogenannten Laissez-Passer oder Passersatz-
papiere sollte darauf geachtet werden, dass in der Akte der Auslander-
behorde deutlich wird, dass die Beschaffung eines solchen Dokumen-
tes explizit zum Zweck der Identitatsklarung erfolgt. Denn die Einleitung

33 Bspw. §§ 25a, b AufenthG.
34 Siehe dazu § 16 AsylG.
35 § 48 AufenthG.
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eines Verfahrens zur Passersatzpapierbeschaffung mit dem Ziel der Ab-
schiebung in den Fallen, in denen die Ausbildung noch nicht aufgenom-
men und noch kein wirksamer Antrag auf Ausbildungsduldung gestellt
wurde, stellt eine vergleichbare Maflnahme zur Aufenthaltsbeendigung
im Sinne des Versagungsgrundes nach §60c¢ Abs.2 Nr.5d AufenthG dar.

Zwar finden die Regelungen Uber die besondere Mitwirkungs- und Passbeschaf-
fungspflicht fir geduldete Personen mit ungeklarter Identitat®® keine unmittel-
bare Anwendung, dennoch bietet die Aufzéhlung der dort genannten zumutbaren
Verpflichtungen eine Orientierung fur die Identitadtskldrung im Rahmen der Ent-
scheidung Uber eine Ausbildungsduldung.®” Eine unmittelbare Anwendung schei-
det jedoch aus, da — wie bereits oben dargelegt- die Ausbildungsduldung einen
Identitatsnachweis und gerade nicht einen gultigen Pass oder Passersatz fordert,
mithin die Identitat auch durch andere geeignete Mittel nachgewiesen werden
kann.® Dennoch sollen nachfolgend die Regelungen zur Orientierung bei der Fra-
ge dargestellt werden, welche Mitwirkungshandlungen der Gesetzgeber fir die
Betroffenen insoweit als zumutbar ansieht. Nach §60b Abs.3 Nr.1-6 AufenthG ist
es fUr die betroffene Person zumutbar,

e an der Ausstellung oder Verlangerung des Passes mitzuwirken und die
Behandlung eines Antrages durch die Behérden des Herkunftsstaates
nach dem Recht des Herkunftsstaates zu dulden, sofern dies nicht zu
einer unzumutbaren Harte fuhrt.

¢ bei Behdrden des Herkunftsstaates persdnlich vorzusprechen, an An-
horungen teilzunehmen, Lichtbilder nach Anforderung anzufertigen
und Fingerabdriicke® abzugeben, nach der Rechts- und Verwaltungs-

36 § 60b Abs. 2 und Abs. 3 AufenthG.

37 Vgl. Wittmann/Réder, ZAR 2019, 412, 422.

38 Vgl. hierzu auch Huber/Mantel, Aufenthaltsgesetz/Asylgesetz, § 60c AufenthG, Rn. 14.

39 Hier gilt eine Altersgrenze flr Kinder (erst ab der Vollendung des sechsten Lebensjahres) im deutschen Recht

(8§ 49 Abs. 8, Abs. 9 AufenthG), welche entsprechend Ubertragen werden kann.
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praxis des Herkunftsstaates erforderliche Angaben oder Erklarungen
abzugeben oder sonstige nach der dortigen Rechts- und Verwaltungs-
praxis erforderliche Handlungen vorzunehmen, soweit dies nicht un-
zumutbar ist.

e entgegen ihrer tatsachlichen Haltung eine Erklarung gegenuber den
Behorden des Herkunftsstaates, aus dem Bundesgebiet freiwillig im
Rahmen seiner rechtlichen Verpflichtung nach dem deutschen Recht
auszureisen, abzugeben (Freiwilligkeitserklarung), sofern hiervon die
Ausstellung des Reisedokumentes abhangig gemacht wird.

e zu erklaren, die Wehrpflicht zu erflllen, sofern die Erfullung der Wehr-
pflicht nicht aus zwingenden Griinden unzumutbar ist, und andere zu-
mutbare staatsburgerliche Pflichten zu erflllen sofern hiervon die Aus-
stellung des Reisedokumentes abhangig gemacht wird.

e die vom Herkunftsstaat fur die behérdlichen Pass beschaffungs-
mafBnahmen allgemein festgelegten Geblhren zu zahlen, sofern es
nicht fr ihn unzumutbar ist.

e erneut um die Ausstellung des Passes oder Passersatzes im Rah-
men des Zumutbaren nachzusuchen und die Handlungen nach
den Nr.1—5 vorzunehmen, sofern auf Grund einer Anderung der
Sach- und Rechtslage mit der Ausstellung des Passes oder Pass-
ersatzes durch die Behorden des Herkunftsstaates mit hinreichen-
der Wahrscheinlichkeit gerechnet werden kann und die Auslander-
behdrde sie zur erneuten Vornahme der Handlungen auffordert.

Welche Mitwirkungshandlungen erforderlich und zumutbar und von den betrof-
fenen Personen zu ergreifen sind bzw. waren, muss die zusténdige Beho6rde
— sofern die vorzunehmende Mitwirkungshandlung nicht evident ist — fir den



16 BumF

Einzelfall konkretisieren und aktualisieren.*° 4t Denn vorliegend gelten die allge-
meinen verwaltungsrechtlichen Grundsatze der Beweisflhrung zur Klarung der
Identitat.*?

Die Auslanderbehérde hat grundsatzlich mitzuteilen, dass und in wel-
chem Umfang eine Person zur Erbringung von Handlungen verpflichtet
ist. Der bloRRe Verweis auf den Gesetzestext reicht nicht aus, um die Hin-
weispflicht zu erfullen. Vielmehr muss die Auslanderbehdrde konkrete
Handlungsschritte vorgeben, die die Person im Zuge der Erfullung der
Mitwirkungspflichten vorzunehmen hat.* 4445 Hinzu kommt, dass Sank-
tionen nur zulassig sind, wenn sie vorher unter Fristsetzung angedroht
wurden. Daruber hinaus ist die Auslanderbehdrde auch dazu angehal-
ten, weitere der betroffenen Person noch unbekannte Maoglichkeiten zur
Passbeschaffung mitzuteilen.*®

Im Gegensatz zu Personen mit Duldung ist es Asylsuchenden mit einer Aufent-
haltsgestattung, die keinen Pass oder Passersatz haben, im laufenden Asylver-
fahren nicht zuzumuten, an der Beschaffung von Identitatspapieren mitzuwirken
oder in sonstiger Weise mit der Auslandsvertretung ihres Herkunftsstaates in
Kontakt zu treten.*” Bis zum endgiiltigen Abschluss des Asylverfahrens diirften

40 Vgl. Wittmann/Réder, ZAR 2019, 412, 422.

41 Vgl. § 82 Abs. 3 AufenthG; VGH Bayern, Urteil vom 23.03.2006 - 24 B 05.
42 BT-Drs. 19/8286, S. 15.

43 VG Sachsen-Anhalt, Beschluss vom 18.9.2019 - 2 M 79/19

44 VGH Baden-Wurttemberg Urteil vom 3.12.2008, 13 S 2483/07

45 VGH Minchen, Beschluss vom 9.5.2018 - 10 CE 18.738

46 VGH Bayern, Urteil vom 23.3.2006 - 24 B 05.2889, Rn. 55

47 BT-Drs. 19/8286, 15
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sich die zumutbaren Mitwirkungshandlungen daher auf biographische Angaben,
die Vorlage vorhandener Papiere*® oder Datentrager®® und die Duldung erken-
nungsdienstlicher Manahmen®® beschranken.®!

Die Minderjahrigen werden mithin durch die Personensorgeberechtigten oder
unbegleitet eingereiste Minderjahrige zunachst durch die sozialpadagogischen
Fachkrafte in den Jugendamtern bzw. die zu bestellenden Vormunder*innenim
aufenthalts- und asylrechtlichen Verfahren vertreten. Damit sind sie rechtlich gar
nicht in der Lage, eigenstandig das Problem der Identitatsklarung gegentber der
Auslanderbehodrde zu bewaltigen. Zustandig sind vielmehr ihre Personensorge-
berechtigten bzw. das Helfer*innensystem bei unbegleiteten Minderjahrigen.

48 Vgl. § 15 Abs. 2 Nr. 4 und Nr. 5 AsylG.

49 Vgl. § 15 Abs. 2 Nr. 6 AsylG.

50 Vgl. § 15 Abs. 2 Nr. 7 AsylG.

51 Decker/Bade/Kothe, BeckOK Migrations- und Integrationsrecht, § 60c Rn. 45.
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Was muss wie dokumentiert werden?

Von der Auslanderbehérde darf im Rahmen der Beantragung einer Ausbildungsdul-
dung verlangt werden, dass von den betroffenen Personen die entsprechenden Be-
muhungen um Erfullung der Mitwirkungshandlungen innerhalb der gesetzlichen Fris-
ten glaubhaft gemacht werden. Eine besondere Schwierigkeit durfte darin bestehen,
dass die MaSnahmen nach Einreise erfolgen und erst — teilweise Jahre — spater
im Rahmen der Antragstellung einer Ausbildungsduldung riickblickend beurteilt wer-
den. Deshalb bedarf es einer besonders guten Dokumentation: Bereits ab dem
ersten Tag des Aufenthaltes sind alle einzelnen Schritte méglichst zu dokumentieren
und die entsprechenden Nachweise aufzubewahren oder zu speichern (z.B. Einla-
dungen, Antrage, Kontakte, Korrespondenz mit der Botschaft oder anderen Behor-
den im Herkunftsland, Briefumschlage mit Poststempel oder E-Mail-Schreiben oder
SMS mit Datum). Dazu gehort auch die genaue Dokumentation der Art und Haufig-
keit und des Ergebnisses der jeweiligen Kontaktaufnahmen mit Verwandten, sonsti-
gen Personen oder besonderen Stellen, wie Vertrauensanwalt*innen, der Botschaft
oder sonstigen staatlichen Stellen des Herkunftslandes. Auch auftauchende Schwie-
rigkeiten und Hindernisse sowie die jeweiligen eigenen Reaktionen sind maéglichst
genau zu dokumentieren (z.B. Rucklaufer bei Briefen, negative Antworten, unzumut-
bare Kosten oder Anforderungen etc.). Dasselbe gilt fur Kindeswohlerwagungen, die
fur die Erflllung der Mitwirkungspflichten von Relevanz sind.

Sollte die Identitat schliellich geklart werden kdnnen, ist bei Vorlage von Identitats-
papieren gegenuber der Auslanderbehorde aktenkundig zu verdeutlichen und gege-
benenfalls nachzuweisen, dass die Identitat erst durch entsprechende Mitwirkungs-
handlungen geklart werden konnte und dass die betreffende Person nicht schon
vorher Uber die Papiere verfligte.

0

Eine hilfreiche Vorlage zur Dokumentation ist in der Arbeitshilfe ,Mitwir-
kungspflichten bei der Identitatsklarung / Passbeschaffung fiir Menschen
mit Duldung“ enthalten (BLEIBdran. Berufliche Perspektiven fur Flicht-
linge in Tharingen, 2019).
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Ermessenserwagungen
unter Berucksichtigung der
Kindeswohlinteressen

Beriicksichtigung der Kindeswohlinteressen
aufgrund der UN-KRKS52

Nach Art.3 Abs.1 des Ubereinkommens iiber die Rechte des Kindes (UN-KRK) ist
,bei allen Manahmen, die Kinder betreffen, gleichviel ob sie von 6ffentlichen
oder privaten Einrichtungen der sozialen Fursorge, Gerichten, Verwaltungsbehor-
den oder Gesetzgebungsorganen getroffen werden, das Wohl des Kindes ein Ge-
sichtspunkt, der vorrangig zu bertcksichtigen ist”.

LU

»Kindeswohl“ ist ein unbestimmter Rechtsbegriff, d.h. es gibt hier weder
im internationalen noch im nationalen Recht eine bindende gesetzliche
Definition. Ausfuhrliche Informationen zum Begriff des ,Kindeswohls*
bietet die Arbeitshilfe ,Kindeswohl in der auslanderrechtlichen Praxis.“
(BumF, 2017).

Dem Kindeswohl kommt kein absoluter Vorrang gegenuber anderen privaten wie
offentlichen Belangen zu.%® Mit Art. 3 UN-KRK soll aber dem Kindeswohl eine he-

52 Teilweise entnommen aus: Hundt, Praxishandbuch Familie und Migrationsrecht, S. 85 ff.
53 Schmahl, Kinderrechtskonvention, Art. 3 Rn. 7. m. w. N.
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rausragende Bedeutung flr alle Entscheidungen Uber Kinder betreffende Maf-
nahmen zugesprochen werden.5* Die UN-KRK hat als volkerrechtlicher Vertrag
in Deutschland den Rang eines Bundesgesetzes.®® Nach der Rechtsprechung
des Bundesverfassungsgerichts ist das Grundgesetz im Lichte der UN-KRK vol-
kerrechtskonform auszulegen.®® Die UN-KRK kann als Auslegungshilfe fur die
Bestimmung von Inhalt und Reichweite der Grundrechte und rechtsstaatlichen
Grundsatze des Grundgesetzes herangezogen werden. Dies verlangt jedoch kei-
ne schematische Parallelisierung der Aussagen des Grundgesetzes mit denen
der Kinderrechtskonvention, sondern ein Aufnehmen ihrer Wertungen, soweit
dies methodisch vertretbar und mit den Vorgaben des Grundgesetzes vereinbar
ist. Art. 3 Abs. 1 UN-KRK ist fir Behoérden in Deutschland unmittelbar anwendbar.
Dies ist in besonderer Wei se zu beachten, wenn der Gesetzgeber die Behdrde
ermachtigt hat, eine Entscheidung nach pflichtgemafem Ermessen zu treffen.
Bei der im Rahmen der Ausbildungsduldung von der Ausléanderbehoérde vorzu-
nehmenden Abwagung unterschiedlicher Interessen unter Berucksichtigung der
gesetzlichen Wertungen haben mithin Kindeswohlinteressen eine herausragen-
de Bedeutung. Die vorrangig zu berucksichtigenden Kindeswohlinteressen legen
insoweit einen fachlichen Standard fir die Ausibung des Ermessens durch die
Auslanderbehorde fest, welcher zwingend zu beachten und in die Abwagung ein-
zubeziehen ist.

54 Vgl. hierzu auch CRC, General Comments No. 14, CRC/C/GC/14, 2013, Rn. 37, 39.
55 Vgl. Art. 59 Abs. 2 Satz 1 Grundgesetz (GG).
56 BVerfG, NJW 2015, 3366, 3367.
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Ermessensausiibung durch die Auslanderbehérde

Ist die Identitat der betreffenden Person nicht geklart oder wurden die zumutba-
ren Mitwirkungshandlungen nicht innerhalb der gesetzlichen Fristen erfullt, kann
durch die Auslanderbehdrde dennoch eine Ausbildungsduldung erteilt werden.®”
Die Entscheidung Uber die Erteilung der Ausbildungsduldung steht dann im Er-
messen der Auslanderbehdrde. Der Gesetzgeber hat es mithin in dieser Situation
der Auslanderbehdrde Uberlassen anhand der individuellen Situation unter Be-
rucksichtigung der gesetzlichen Wertungen und Standards sowie Grundrechte
und Verfassungsgrundsatze eine pflichtgemafe Entscheidung zu treffen.®®

Wie bereits dargestellt, stellen die Kindeswohlinteressen einen solchen zwingend
zu berucksichtigenden Standard bei der Ermessensausubung dar. Damit fir die
betroffenen Personen uberprufbar ist, wie das Ermessen ausgetibt worden ist
und ob die Grenzen der Ermessensbetatigung eingehalten worden sind, ist die
Auslanderbehdrde bei ihrer Ermessensentscheidung ausdricklich verpflichtet,
im Rahmen der ohnehin notwendigen schriftlichen Begrindung einer Entschei-
dung die hier entscheidungsrelevanten Gesichtspunkte und damit die vorgenom-
mene Abwagung unter Berlcksichtigung der Kindeswohlinteressen transparent
darzulegen (§ 39 Abs. 1 VwWVfQ).

i

Lehnt die Auslanderbehorde die Erteilung einer Ausbildungsduldung ab,
ist sie verpflichtet, einen schriftlichen Bescheid, der eine Begrindung
der Entscheidung enthalt, zu erlassen. Gegen diesen Bescheid kann
Klage eingereicht werden. Ggf. ist eine schriftliche Begrindung nach
§ 39 Abs. 1 VwWVfG einzufordern.

57 § 60 Abs. 7 AufenthG.
58 Vgl. § 40 VwVfG.
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Allgemein ist bei der Entscheidung tber die Erteilung einer Ausbildungsduldung
zu berlcksichtigen, welche Grinde im Einzelfall dazu gefihrt haben, dass ent-
weder die Identitat der betreffenden Person nicht geklart werden konnte oder die
Frist verstrichen ist. Dabei sind faktische Unmadglichkeiten oder Unzumutbarkei-
ten bei der Identitatsklarung in die Ermessensabwagung zwingend im Sinne der
betroffenen Person einzustellen.

Wenn die Klarung der Identitat nachweislich nicht méglich bzw. nicht zumutbar
ist, wird sich haufig eine sog. Ermessensreduzierung auf null fir die Auslander-
behdrde bei ihrer Entscheidung ergeben. In einem solchen Fall kommt nur noch
eine (rechtmafige) Handlungsalternative bei der Auslanderbehdrde in Frage,
namlich die Erteilung einer Ausbildungsduldung. Ferner ist bei der Fristwahrung
zu berlcksichtigen, ob die Auslanderbehérde im maRgeblichen Zeitraum ihrer
Hinweis- und Konkretisierungspflicht gegenuber der betroffenen Person nachge-
kommen ist.>®

Bei Minderjahrigen und jungen Volljahrigen, die als Minderjahrige nach Deutsch-
land eingereist sind, ist in besonderer Weise zu wirdigen, dass sie mangels Hand-
lungsfahigkeit keine Moglichkeiten haben bzw. hatten, eigenstandig an der lden-
titatsklarung mitzuwirken. Denn eine minderjahrige auslandische Person unter
18 Jahren ist nicht handlungsfahig im Sinne des Aufenthalts- und Asylgesetzes.

Ik

Die Frage der Volljahrigkeit richtet sich nach dem deutschen Maf3stab
im BGB.®° Handlungsfahigkeit im Rahmen des Aufenthalts- und Asylge-
setzes bedeutet, dass jemand fahig zur Vornahme von Verfahrenshand-
lungen nach diesen Gesetzen ist (§ 80 Abs. 1 AufenthG, § 12 AsylG).

59 Huber/Mantel, Aufenthaltsgesetz/Asylgesetz, § 60c AufenthG, Rn. 14.
60 § 80 Abs. 3 AufenthG, § 12 Abs. 2 AsylG sowie Hundt, Praxishandbuch Familie und Migrationsrecht,
Kap. 7.2.3 zu méglichen divergierenden Volljahrigkeitsregelungen.
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Umfasst ist sowohl die aktive als auch die passive Verfahrenshand-
lungsfahigkeit, d. h. sowohl die Fahigkeit, selbst Verfahrenshandlun-
gen vornehmen zu konnen, als auch Fahigkeit, Verfahrenserklarungen
und -entscheidungen entgegenzunehmen. Die aktive Handlungsfahig-
keit umfasst die Fahigkeit, selbst Antrage stellen und die nétigen Er-
klarungen abgeben zu kdnnen. Die passive Handlungsfahigkeit bezieht
sich auf die Fahigkeit, rechtsverbindlich Erklarungen, Bescheide oder
Urteile entgegennehmen zu koénnen.®* Hierzu gehoren daher auch alle
Mitwirkungshandlungen bezogen auf die Identitatsklarung der jungen
Menschen, die explizit im AufenthG im Rahmen der Beantragung und
Erteilung einer Aushildungsduldung aufgefiihrt sind.®?

Grundsatzlich mussen sich Minderjahrige zwar zurechnen lassen, wenn ihre ge-
setzlichen Vertreter*innen es unterlassen, die erforderlichen Antrage auf Ertei-
lung und Verlangerung des Passes, des Passersatzes und des Ausweisersatzes
zu stellen.®® Zum einen bezieht sich diese Zurechnungsnorm jedoch ausdriick-
lich nur auf Antragstellungen im Rahmen der Pass-, Passersatz- bzw. Ausweisbe-
schaffung. Bei der Erteilung einer Ausbildungsduldung geht es hingegen (nur) um
die Klarung der Identitat, die auch durch andere geeignete Mittel nachgewiesen
werden kann als durch einen gultigen Pass oder Passersatz. Zum anderen ist die
besondere Situation der unbegleiteten Minderjahrigen zu berlcksichtigen: die
Klarung der Identitat steht ausdricklich unter dem Vorbehalt, dass diese dem
Kindeswohl dient. Es sind viele Situationen nach der Ankunft von unbegleiteten
Minderjahrigen denkbar, in denen eine schnelle Klarung der Identitat aufgrund
der physischen oder psychischen Lage nicht moglich ist. Aus der Sicht der Kinder-
und Jugendhilfe®® und der unmittelbaren Forderung aus der UN-KRK haben bei

61 Decker/Bade/Kothe, BeckOK Migrations- und Integrationsrecht, § 80 AufenthG Rn. 4.
62 DluF-Rechtsgutachten 22.12.2020 - SN_2020_1254 Af, JAmt 2021, 96.

63 Vgl. § 80 Abs. 4 AufenthG.

64 Vgl. § 1SGB VIII.
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der Klarung der Situation und der Perspektive (sog. Clearingverfahren) nach der
Ankunft der jungen Gefluchteten vor allem Kindeswohlinteressen im Vordergrund
zu stehen. Deshalb sind die MafSnahmen, die von den sozialpadagogischen Fach-
kraften und den Jugendlichen zur Klarung der ldentitat ergriffen werden kon-
nen, aus kinder- und jugendrechtlichen Perspektive nur bei der Sicherung des
Kindeswonhls zulassig.®® Dieser Bezugsrahmen ist bei der Ermessenentscheidung
zwingend durch die Auslanderbehdérden zu berucksichtigen und insoweit vom Er-
messen positiv Gebrauch zu machen, wenn es der betroffenen Person mangels
Handlungsfahigkeit z.B. als minderjahrige Person nicht zuzumuten ist, Mainah-
men fir die ldentitdtsklarung zu ergreifen.®® Kindeswohlinteressen entspricht
es zudem, dass unbegleiteten Minderjahrigen im Rahmen einer Ermessensent-
scheidung mogliche Versdumnisse der Jugendamter oder ihrer Vormund*innen
nicht negativ zugerechnet werden durfen. Die Rechtsprechung will insbesondere
bei dem Tatigwerden einer Behorde (Amtsvormundschaft beim Jugendamt) eine
besondere Situation fur die betroffenen Personen berucksichtigt wissen, fur wel-
che dann jedenfalls eine Zurechnung nicht gelten kann.5” SchlieBlich wird in der
Literatur®® eingewandt, dass die Falle von unbegleitete Minderjahren, die durch
eine Vormundschaft vertreten sind, anders gelagert sind als diejenigen, in denen
ein Kind oder eine Jugendliche durch seine bzw. ihre Eltern vertreten wird: In letz-
teren Fallen mag zu unterstellen sein, dass die Angehodrigen sowohl die eigene
Abschiebung als auch die Abschiebung ihrer minderjahrigen Kinder verhindern
mochten und ggf. zielgerichtet nicht an der Identitatsklarung mitwirken. Nur die-
ses Verhalten soll im Rahmen der Erteilung der Ausbildungsduldung durch deren
Nichterteilung sanktioniert werden. Eine solche Annahme ist jedoch bei unbeglei-
teten Minderjahrigen in einer Vormundschaft nicht angezeigt: Zum einen ist die
mangelnde Mitwirkung der Vormund*innen bei der Klarung der Identitat in der

65 Der Gesetzgeber will an anderer Stelle im Aufenthaltsgesetz (§ 60a Abs. 6 Satz 3 AufenthG,
auf welchen § 60c Abs. 2 Nr. 1 AufenthG verweist) sogar ausdricklich diese besondere Situation
und die Kindeswohlinteressen berucksichtigt wissen.
66 Vgl. hierzu ausdriicklich die Verfahrenshinweise zum Aufenthalt in Berlin (VAB), Stand: 27.09..2021,
§ 60c 7 sowie die Rechtsprechung des OVG Berlin-Brandenburg, Beschluss vom 12.11.2018 - 3 S 89.18.
67 VG Karlsruhe, Beschluss vom 29.09.2016 - 4 K 4114/16, BeckRS 2016, 55765.
68 DIJuF-Rechtsgutachten 22.12.2020 - SN_2020_1254 Af, JAmt 2021, 96.



Ermessenserwagungen unter Berlcksichtigung der Kindeswohlinteressen 25

Regel auf die bestehende Arbeitsbelastung®® zurlickzufliihren, die es ihnen nicht
erlaubt, in jedem Einzelfall tagelange Besuche bzw. Vorsprachen bei den Aus-
landsvertretungen der jeweiligen Herkunftsstaaten zu absolvieren. Zum anderen
zielt die Untatigkeit der Vormund*innen auch nicht auf Verhinderung der eigenen
bzw. der Abschiebung ihrer Mlndel, die ohnehin regelméaRig Uber die Vorschrift
des § 58 Abs. 1a AufenthG geschutzt sind.

Zusammenfassend sollte bei einem Antrag auf Ausbildungsduldung die beson-
dere Situation der unbegleiteten Geflichteten sowie die konkreten Umstande
im Einzelnen dargestellt werden. Es ist darauf hinzuweisen, dass unter Bertck-
sichtigung der Kindeswohlinteressen vom Ermessen positiv Gebrauch gemacht
werden sollte.

69 Vgl. die Fallzahl von 50, § 55 Abs. 2 SGB VIl
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	Ermessenserwägungen unter Berücksichtigung der Kindeswohlinteressen
	Berücksichtigung der Kindeswohlinteressen aufgrund der UN-KRK
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